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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

– unter Hinweis auf das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 

der Frau (CEDAW) und das dazugehörige Fakultativprotokoll, 

– unter Hinweis auf die UN-Erklärung über den Schutz von Frauen und Kindern in 

Notsituationen und bewaffneten Konflikten und die Resolutionen des Sicherheitsrates 

1325 (2000) und 1820 (2008), 

– unter Hinweis auf die Leitlinien der Europäischen Union zu Gewalt gegen Frauen und 

Mädchen und zur Bekämpfung aller Formen ihrer Diskriminierung, 

– unter Hinweis auf das „Maßnahmenorientierte Papier zur Stärkung der externen 

Dimension der EU in Bezug auf Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschenhandels: Auf 

dem Weg zu globalen Maßnahmen der EU gegen Menschenhandel“, 

– unter Hinweis auf die Frauencharta der Kommission, 

–  in Kenntnis der Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates zu Maßnahmen zur 

Bekämpfung der Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung und der 

Geschlechtsidentität (CM/Rec(2010)5) sowie der Empfehlung und Resolution  der 

Parlamentarischen Versammlung des Europarates zum gleichen Thema (Empfehlung Nr. 

1915 und Resolution Nr. 1728), 

A. in der Erwägung, dass die Rechte der Frau, wie sie in internationalen Konventionen und 

Rechtsnormen anerkannt sind, systematisch zum Eckpfeiler aller bilateralen Beziehungen, 

insbesondere zu Drittländern, mit denen die EU Assoziierungs- oder 

Kooperationsabkommen abgeschlossen hat, gemacht werden sollten; 

B. in der Erwägung, dass die Gewalt bzw. Diskriminierung gegen Frauen nicht durch 

politische, religiöse oder kulturelle Gründe gerechtfertigt werden kann; 

C. in der Erwägung, dass der Begriff „Gewalt gegen Frauen“ so verstanden werden muss, 

dass jeder Akt der geschlechtsbezogenen Gewalt, der zu physischen, sexuellen oder 

psychologischen Schäden oder Leid bei Frauen führt oder führen kann, einschließlich der 

Androhung solcher Gewaltakte, von Nötigung und der willkürlichen Freiheitsberaubung, 

ob im öffentlichen oder im Privatleben, darunter fällt; 

D. in der Erwägung, dass sexuelle Gewalt in Form von Massenvergewaltigungen, ethnisch 

motivierten Vergewaltigungen, Menschenhandel und anderen Formen sexuellen 

Missbrauchs gegen Frauen und Kinder in Konfliktregionen auf der ganzen Welt weiterhin 

von den Streitkräften als Kriegstaktik eingesetzt wird, so auch als eine Form der 

„Kriegsbeute” unter Ausnützung einer Konfliktsituation durch Sexualstraftäter, was nicht 

hingenommen werden kann; in der Erwägung, dass Vergewaltigung in Kriegszeiten von 
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den Vereinten Nationen als Verbrechen gegen die Menschlichkeit anerkannt worden ist 

sowie dass der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen sich seit 2008 verpflichtet hat, als 

Kriegstaktik eingesetzte sexuelle Gewalt zu bekämpfen; 

E. in der Erwägung, dass die Bedeutung der Mitwirkung von Frauen und einer 

geschlechtsspezifischen Sichtweise dadurch deutlich wird, dass dort, wo verstärkt Frauen 

an Prozessen der Konfliktlösung und Friedenkonsolidierung beteiligt sind, sie eine 

Schlüsselrolle bei Friedensverhandlungen spielen und dadurch dem Wiederaufbau, der 

Rehabilitierung und der Friedenskonsolidierung ein größerer Raum eingeräumt wird; 

F. in der Erwägung, dass nach wie vor Missbrauch an Frauen verübt wird, der häufig nicht 

angezeigt wird, da er im Familienkreis stattfindet; 

1. begrüßt die Frauencharta der Europäischen Kommission, die sowohl auf EU- als auch 

internationaler Ebene die Gleichstellung der Geschlechter fördert, und den EU-

Aktionsplan zur Gleichstellung der Geschlechter und Teilhabe von Frauen in der 

Entwicklungszusammenarbeit für den Zeitraum 2010 – 2015 und ruft dazu auf, 

Bemühungen zum Erreichen der Millennium-Entwicklungsziele zur Gleichstellung der 

Geschlechter und zur Müttergesundheit zu intensivieren; 

2. betont, dass insbesondere die Gesundheitsaufklärung und entsprechende Programme für 

die sexuelle und reproduktive Gesundheit gefördert werden müssen, die eine vorrangige 

Rolle bei der Entwicklungs- und Menschenrechtspolitik der EU gegenüber Drittstaaten 

spielen; 

3. fordert die Kommission und den Rat auf, dafür Sorge zu tragen, dass Frauen in 

Konfliktsituationen einen angemessenen Zugang zur öffentlichen Gesundheitsversorgung 

haben und über eine ausreichende frauenärztliche und geburtshilfliche Betreuung gemäß 

der Definition der Weltgesundheitsorganisation verfügen; 

4. ist über die tief verwurzelte geschlechtsspezifische Diskriminierung und häusliche Gewalt 

sowohl in ländlichen als auch städtischen Gebieten in einer Reihe von Drittstaaten 

außerordentlich besorgt; ist des Weiteren über die hohe Zahl von Fällen sexueller Gewalt 

und Vergewaltigungen von Frauen und Mädchen in Südafrika besorgt, ebenso über die 

unzureichenden Ermittlungen, was oft auf geschlechtsspezifische Vorurteile 

zurückzuführen ist, ebenso über Hindernisse beim Zugang zur Diagnose von 

Gesundheitsrisiken sowie über die verspätete medizinische Behandlung der Opfer; 

5. fordert dazu auf, die Rechte der Frau bei allen politischen Maßnahmen des auswärtigen 

Handelns und finanziellen Instrumenten im Hinblick auf eine Stärkung des Gender 

Mainstreamings durch geografische und thematische Programme und zur besseren 

Koordination der verschiedenen Instrumente besser zu berücksichtigen; ist der Ansicht, 

dass die Gleichstellung von Frauen und Männern und der Schutz der Menschenrechte von 

Frauen umfassend in alle einschlägigen Bereiche, Aktionen und Programme des 

auswärtigen Handelns der EU einbezogen werden sollten; 

6. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in ihrem auswärtigen Handeln und 

somit auch mittels des Europäischen Instruments für Demokratie und Menschenrechte 

aktiv gegen Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse und der ethnischen 
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Herkunft sowie der Religion bzw. des Glaubens, der Behinderung, des Alters oder der 

sexuellen Orientierung vorzugehen; 

7. begrüßt das von der Arbeitsgruppe zu Menschenrechten des Rates im Jahr 2010 

eingeführte Instrumentarium, das den EU-Organen, Mitgliedstaaten, Delegationen und 

anderen Stellen hilft, schnell zu reagieren, wenn die Menschenrechte von Lesben, 

Schwulen, Bisexuellen und Transsexuellen verletzt werden, und fordert die Kommission 

auf, sich mit den strukturellen Ursachen dieser Menschenrechtsverletzungen zu 

beschäftigen; 

8. erinnert daran, dass die Rechte der Frau im Einklang mit den Menschenrechtsklauseln in 

den entsprechenden Abkommen ein wichtiger Teil der von der EU geführten 

Menschenrechtsdialoge und des politischen Dialogs der EU mit Drittländern sein sollten, 

mit denen Kooperations- oder Assoziierungsabkommen vereinbart wurden, sowie dass die 

Mitwirkung von Frauen an friedlichen Übergangsprozessen sowohl am Verhandlungstisch 

als auch bei aktiven Aufgaben ausgeweitet werden sollte; ruft die Kommission und den 

Rat auf, bei jeglicher Verletzung dieser Bestimmungen alle angemessenen Maßnahmen zu 

ergreifen; 

9. ist in großer Sorge angesichts der Zunahme an geschlechtsspezifischer Gewalt in vielen 

Teilen der Welt, was ein Symptom der globalen Krise ist, und reagiert insbesondere mit 

großer Sorge auf die steigende Zahl von Morden an Frauen und Mädchen in einigen 

lateinamerikanischen Ländern, die vor dem Hintergrund einer grassierenden Gewalt und 

struktureller Diskriminierung verübt werden; verurteilt mit aller Schärfe jegliche 

geschlechtsspezifische Gewalt und das abnorme Verbrechen der Frauenmorde sowie die 

vorherrschende Straffreiheit, die diese Taten genießen, wodurch man die Mörder zu 

weiteren Taten ermuntert; 

10. fordert die Kommission und den EAD auf, klare Zuständigkeiten bei sich zu schaffen und 

die entsprechenden Maßnahmen von EU-Delegationen mit den Maßnahmen der 

Botschaften der Mitgliedsstaaten in den betreffenden Ländern abzustimmen, sodass die 

Erklärung der Vizepräsidentin/Hohen Vertreterin Catherine Ashton über Frauenmorde in 

konkrete politische Maßnahmen umgesetzt wird, die mit ausreichend Mitteln ausgestattet 

werden; fordert die Kommission außerdem auf, die Tätigkeit des Interamerikanischen 

Menschenrechtssystems bezüglich der Frauenmorde politisch und finanziell zu 

unterstützen und zur Durchsetzung seiner Urteile beizutragen; 

11. unterstützt die Staaten Lateinamerikas bei der Erfüllung ihrer Sorgfaltspflicht in Bezug 

auf die Verhinderung, Überwachung, Untersuchung und Strafverfolgung sowie die 

Bestrafung und Entschädigung von Frauenmorden; fordert die Kommission auf, dieses 

Thema bei politischen Gesprächen, insbesondere im Rahmen bestehender 

Menschenrechtsdialoge, regelmäßig zur Sprache zu bringen sowie eine Zusammenarbeit 

bei der Suche nach Lösungen zur Verhinderung der Gewalt an Frauen und von 

Frauenmorden im Rahmen der der biregionalen Partnerschaft anzubieten; 

12. fordert die Kommission und den Rat daher nachdrücklich auf, Drittländern weiterhin zu 

empfehlen, bei ihrer Gesetzgebung die Rechte der Frau ausdrücklich zu berücksichtigen, 

damit die Achtung dieser Rechte garantiert und geschlechtsbewusste politische 

Maßnahmen und Mechanismen umgesetzt werden, um Frauen eine größere Beteiligung 
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bei Entscheidungen im öffentlichen Leben zu geben, ob politisch, wirtschaftlich oder 

sozial; 

13. ruft die Kommission auf, dem Thema der Rechte der Frau bei Verhandlungen mit allen 

beitrittswilligen Ländern ohne Ausnahme eine zentrale Stellung zu geben und die 

türkischen Behörden darauf hinzuweisen, dass das nach wie vor sehr hohe Ausmaß der 

Gewalt gegen Frauen, wozu Ehrenmorde sowie Früh- und Zwangsehen gehören, weiterhin 

ein zentrales Thema für die Türkei ist; fordert, dass über die fehlende Wirksamkeit der 

Gegenmaßnahmen und über die Tatsache, dass die türkischen Behörden Nachsicht üben 

und die Täter nicht angemessen bestrafen, nicht weiter hinweggesehen wird; verlangt, 

dass die türkische Regierung nachdrücklich aufgefordert wird, die Reformen zu 

beschleunigen, für die Gleichstellung der Geschlechter zu sorgen und 

Gewaltpräventionsprogramme auf allen Bildungsstufen  zur Schulung öffentlicher 

Bediensteter, der Polizei, der Justiz und der Zivilgesellschaft einzuführen; verlangt zudem, 

dass die Türkei aufgefordert wird, nachweisbare Fortschritte bei der Achtung und der 

Durchsetzung der Rechte der Frau zu belegen; ist ferner der Auffassung, dass die Türkei 

ihren internationalen Verpflichtungen wie der Konvention zur Beseitigung jeder Form von 

Diskriminierung der Frau, dem Kairoer Aktionsprogramm, der Aktionsplattform von 

Peking und der Millenniumserklärung der Vereinten Nationen nachkommen sollte; 

14. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Frage der Gewalt gegen Frauen 

und die geschlechtsspezifische Dimension von Menschenrechtsverletzungen auf 

internationaler Ebene zur Sprache zu bringen, insbesondere im Rahmen geltender oder in 

Aushandlung befindlicher bilateraler Assoziierungs- und internationaler 

Handelsabkommen; 

15. unterstreicht die Tatsache, dass zu den Zielen des politischen Dialogs auch die Aufhebung 

aller Vorbehalte gegen die CEDAW und die Ratifizierung des dazugehörigen 

Fakultativprotokolls durch alle Partnerstaaten gehören sollten; 

16. anerkennt die vom EIDHR beim Schutz der Rechte der Frau und beim Schutz von 

Verteidigern der Rechte der Frau gespielte positive Rolle und begrüßt die im Einklang mit 

den EU-Leitlinien zu Gewalt gegen Frauen und Mädchen, sexueller Gewalt gegen Frauen 

in Konflikten, Kinder- und Zwangsehen, weiblicher Genitalverstümmelung und der 

Beteiligung von Frauen am demokratischen Prozess organisierten regionalen und 

thematischen Aufklärungskampagnen als ein Teil der Maßnahmen gegen Rollenklischees, 

Diskriminierung und häusliche Gewalt; 

17. ruft die Kommission dennoch auf, das EIDHR weiter einzusetzen, um alle Formen der 

körperlichen, sozialen und psychischen Gewalt gegen Frauen anzusprechen sowie 

Maßnahmen zu entwickeln, mit denen die Rechte der Frau und die Stellung von Frauen in 

der Gesellschaft gestärkt werden können; 

18. betont, dass die Anstrengungen sowohl an der Basis als auch auf politischer Ebene zur 

Beseitigung aller Formen der Geschlechtsverstümmelung von Frauen sowie aller 

Traditionen und Praktiken, die Frauen und Mädchen einen Schaden zufügen, verstärkt 

werden müssen, und weist darauf hin, dass solche Praktiken eine schwere 

Menschenrechtsverletzung darstellen und die körperliche Unversehrtheit von Frauen und 

Mädchen damit verletzt wird; fordert die Mitgliedstaaten ferner auf, entsprechend der 
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Initiative der Vereinten Nationen einen internationalen Tag gegen die 

Genitalverstümmelung von Frauen einzuführen; 

19. unterstützt alle Frauen in der ganzen Welt, die sich für Frauenrechte einsetzen, und weist 

dabei insbesondere auf jüngste Ereignisse in Saudi-Arabien hin, wo sich immer mehr 

Frauen an das Steuer von Autos setzen und ihre Gleichbehandlung einfordern; 

20. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Bestimmungen in Bezug auf die 

Gleichstellung der Geschlechter im Rahmen der auswärtigen Angelegenheiten im Entwurf 

für einen neuen mehrjährigen Finanzrahmen 2014-2020 zu überarbeiten und grundlegend 

zu verbessern; 

21. fordert die Kommission auf, eine Europäische Beobachtungsstelle für Gewalt gegen 

Frauen zu gründen; 

22. erinnert daran, dass die Richtlinie 2004/81/EG des Rates vom 29. April 2004 über die 

Erteilung von Aufenthaltstiteln für Drittstaatsangehörige, die Opfer von 

Massenvergewaltigungen, des Menschenhandels oder anderer Formen der sexuellen 

Misshandlung von Frauen und Kindern sind oder denen Beihilfe zur illegalen 

Einwanderung geleistet wurde und die mit den zuständigen Behörden kooperieren, und 

die Richtlinie 2009/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 

über Mindeststandards für Sanktionen und Maßnahmen gegen Arbeitgeber, die 

Drittstaatsangehörige ohne rechtmäßigen Aufenthalt beschäftigen, nützliche Instrumente 

für den Schutz von Menschenhandelsopfern sind und vollständig umgesetzt werden 

sollten; 

23. unterstreicht, dass die Nichteintragung von Kindern, insbesondere von Mädchen, die erste 

Verweigerung ihrer Rechte darstellt; ruft daher die Kommission dazu auf, bei Bedarf die 

Eintragung von Geburten in Drittländern zu unterstützen; verweist auf die Notwendigkeit, 

die Anerkennung des Anspruchs einer Mutter auf Schutz, Unterstützung und Versorgung, 

und ihres Rechts, ihre Kinder aufzuziehen, sowie die Gesundheit und wirtschaftliche 

Absicherung von Frauen zu fördern; 

24. fordert eine größere Beachtung und bessere Finanzierung von Programmen, deren Ziel es 

ist, für alle Mädchen den Zugang zu Bildung sicherzustellen, da Bildungsmöglichkeiten 

für Mädchen ein Eckpfeiler beim Aufbau von Gesellschaften sind, in denen die 

Geschlechter gleichgestellt sind, sowie bei der Förderung der wirtschaftlichen 

Unabhängigkeit von Frauen und dem weltweiten Kampf gegen die sexuelle Ausbeutung 

von Mädchen und Frauen; 

25. betont, dass Bemühungen für einen besseren Schutz der sexuellen und reproduktiven 

Rechte und einen besseren Zugang zur Gesundheitsversorgung einen wichtigen Beitrag 

zur Wahrung der Menschenrechte von Frauen leistet, und fordert die EU in diesem 

Zusammenhang auf, ihre Anstrengungen zur Verwirklichung der Millennium-

Entwicklungsziele zu intensivieren, was die Verbesserung der Gesundheit von Müttern 

unter anderem durch den Zugang zu Informationen, modernen Verhütungsmethoden und 

einer breiten Palette reproduktiver Gesundheitsdienste anbelangt; fordert nachdrücklich, 

dass die Kommission dieses Ziel in all ihren Maßnamen der internationalen 

Entwicklungspolitik verfolgt; 
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26. anerkennt die Rolle des EIDHR und anderer Instrumente beim Aufbau der Demokratie in 

Drittländern und erinnert daran, dass Demokratie die umfassende Beteiligung von Frauen 

am öffentlichen Leben beinhaltet, wie sich in der Folge des Arabischen Frühlings zeigte 

und wie in internationalen und regionalen Instrumenten wie dem Protokoll zur 

Afrikanischen Charta der Menschenrechte und der Rechte der Völker zu den Rechten der 

Frau in Afrika dargelegt;  

27. unterstützt die Kommission auf dem Gebiet der Gesundheitsversorgung, insbesondere bei 

der Prävention von HIV und AIDS, und fordert , dass sie die Notwendigkeit der 

Gesundheitsaufklärung, insbesondere für Schwangere und für stillende Mütter, stärker 

hervorhebt; 

28. begrüßt die Teilnahme eines Experten für Geschlechterfragen an den meisten EU-

Beobachtermissionen und die Aufmerksamkeit bezüglich der Teilnahme von Frauen am 

Wahlablauf und ruft dazu auf, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit deren 

Beteiligung an allen EU-Beobachtermissionen sichergestellt wird; 

29. fordert, dass die Schlussfolgerungen der Berichte der EU-Beobachtermissionen zur 

Teilnahme von Frauen am Wahlablauf in die geografischen und thematischen Programme 

in den betreffenden Ländern einfließen; 

30. begrüßt die Einrichtung von UN Women und ruft die EU auf, auf internationaler, 

regionaler und nationaler Ebene zur Durchsetzung der Rechte der Frau eng mit dem Organ 

zusammenzuarbeiten; 

31. bekräftigt die Tatsache, dass die Kontrolle über ihre sexuellen und reproduktiven Rechte 

stets bei den Frauen verbleiben muss, insbesondere mit Hilfe eines ungehinderten 

Zugangs zu Verhütung und Abtreibung; hebt hervor, dass das Recht auf reproduktive 

Gesundheit ein integraler Bestandteil der Menschenrechte ist sowie dass die reproduktiven 

Rechte auf der Anerkennung des Grundrechts aller Paare und Personen beruhen, frei und 

verantwortungsvoll über die Zahl, den Altersabstand und den Zeitpunkt der Geburt ihrer 

Kinder zu entscheiden sowie über die Informationen und Mittel dazu zu verfügen, dazu 

gehört auch der Anspruch auf den höchsten Standard der sexuellen und reproduktiven 

Gesundheit und das Recht aller, Entscheidungen über die Reproduktion frei von 

Diskriminierung, Zwang und Gewalt (nach der Definition der 

Weltgesundheitsorganisation) treffen zu können; 

32. unterstützt nachdrücklich die Teilnahme von Beratern oder Anlaufstellen für 

Geschlechterfragen an EU-Delegationen und Missionen der Gemeinsamen Sicherheits- 

und Verteidigungspolitik (GSVP) und ruft die HV/VP auf, diesen ausreichende 

Ressourcen und Befugnisse zu geben; 

33. ruft hinsichtlich Erfassung, Verarbeitung und Verbreitung effektiver Verfahren zum 

Gender Mainstreaming bei Umsetzung der Peking-Indikatoren im Bereich der Rechte der 

Frau zu besonderer Unterstützung durch das Europäische Institut für 

Gleichstellungsfragen (EIGE) auf; 

34. verpflichtet sich, die Rechte der Frau bei seinen eigenen Debatten und Entschließungen zu 

Menschenrechten systematischer zu berücksichtigen und mithilfe des Sacharow-



 

AD\893668DE.doc 9/10 PE478.445v02-00 

 DE 

Netzwerks und insbesondere der Preisträgerinnen des Sacharow-Preises für die Rechte der 

Frau in der Welt einzutreten; 

35. ruft die Kommission auf, gegen die geschlechtsspezifische selektive Abtreibung und die 

Tötung weiblicher Neugeborener sowie gegen alle anderen schädlichen Traditionen 

vorzugehen, die in vielen Gesellschaften immer noch vorherrschend sind und denen 

zufolge Töchter als eine Last und Söhne als finanzielle Unterstützer der Familie betrachtet 

werden; ersucht die Kommission, die für Entwicklung und Hilfe vorgesehnen 

Haushaltsmittel für diesen Zweck zu verwenden; 

36. ruft die Kommission auf, sich für Maßnahmen gegen geschlechtsspezifische Selektion 

einzusetzen, die keine Beschränkungen beim Zugang zu reproduktiven 

Gesundheitsdiensten und entsprechender Medizintechnik beinhalten, sondern aus 

verstärkten Anstrengungen gegen die strukturelle Diskriminierung von Frauen und 

Mädchen bestehen, darunter die Abschaffung diskriminierender Rechtsvorschriften, die 

Emanzipierung von Mädchen und Frauen durch Bildung, die Beschäftigung mit 

politischen Regelungen in Bezug auf Sachverhalte wie Erbschaft, Aussteuer, finanzielle 

Altersvorsorge und andere Fragen der persönlichen Absicherung sowie die Wahl des 

Familiennamens; 

37. fordert die Kommission auf, die aktive Mitwirkung nichtstaatlicher Organisationen, die 

sich für die Rechte und Lebensbedingungen von Frauen einsetzen, an allen Kooperations- 

und Entwicklungsprogrammen zu fördern; 
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